
 I.  Resolutionen – Dritter Ausschuss 337 

 

zu erwecken, eine Bedrohung des Friedens, der Sicherheit und 
der Selbstbestimmung der Völker darstellen und die Völker 
daran hindern, ihre Menschenrechte wahrzunehmen, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderberichter-
statters der Menschenrechtskommission über die Frage des 
Einsatzes von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Men-
schenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker215; 

 2. erklärt erneut, dass die Anwerbung, der Einsatz, die 
Finanzierung und die Ausbildung von Söldnern allen Staaten 
ernste Sorge bereiten und gegen die in der Charta der Vereinten 
Nationen verankerten Ziele und Grundsätze verstoßen; 

 3. ist sich dessen bewusst, dass unter anderem bewaffne-
te Konflikte, Terrorismus, Waffenhandel und verdeckte Opera-
tionen von Drittstaaten die Nachfrage nach Söldnern auf dem 
Weltmarkt stimulieren; 

 4. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die notwendi-
gen Schritte einzuleiten und gegenüber der Bedrohung durch 
Söldneraktivitäten höchste Wachsamkeit an den Tag zu legen 
und durch den Erlass entsprechender Rechtsvorschriften si-
cherzustellen, dass ihr Hoheitsgebiet und andere ihrer Kontrol-
le unterstehende Gebiete sowie ihre Staatsangehörigen nicht für 
die Anwerbung, die Zusammenziehung, die Finanzierung, die 
Ausbildung und die Durchreise von Söldnern zur Planung von 
Aktivitäten benutzt werden, die auf die Destabilisierung oder 
den Sturz der Regierung eines Staates gerichtet sind oder die 
territoriale Unversehrtheit und politische Einheit souveräner 
Staaten gefährden, die Sezession fördern oder nationale Befrei-
ungsbewegungen bekämpfen, die gegen Kolonialherrschaft und 
andere Formen der Fremdherrschaft oder ausländischen Beset-
zung kämpfen; 

 5. fordert alle Staaten auf, soweit nicht bereits gesche-
hen, die erforderlichen Maßnahmen im Hinblick auf die Unter-
zeichnung oder Ratifikation der Internationalen Konvention 
gegen die Anwerbung, den Einsatz, die Finanzierung und die 
Ausbildung von Söldnern214 in Erwägung zu ziehen; 

 6. begrüßt die Kooperationsbereitschaft, die diejenigen 
Länder bewiesen haben, die den Sonderberichterstatter zu ei-
nem Besuch eingeladen haben; 

 7. begrüßt es außerdem, dass einige Staaten einzelstaat-
liche Rechtsvorschriften zur Einschränkung der Anwerbung, 
der Zusammenziehung, der Finanzierung, der Ausbildung und 
der Durchreise von Söldnern erlassen haben; 

 8. bittet die Staaten, die Möglichkeit einer Beteiligung 
von Söldnern zu untersuchen, wann immer es zu kriminellen 
Handlungen terroristischer Art kommt; 

 
215 Siehe A/54/326. 

 9. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichterstat-
ter jede fachliche und finanzielle Unterstützung zu gewähren, 
die er benötigt; 

 10. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit dem Son-
derberichterstatter bei der Erfüllung seines Auftrags voll zu-
sammenzuarbeiten; 

 11. ersucht das Amt des Hohen Kommissars der Verein-
ten Nationen für Menschenrechte, vorrangig und für die unmit-
telbare Zukunft der Öffentlichkeit die nachteiligen Auswirkun-
gen von Söldneraktivitäten auf das Selbstbestimmungsrecht im 
Rahmen seiner Programmplanung bekannt zu machen und nach 
Bedarf den von Söldneraktivitäten betroffenen Staaten auf ent-
sprechendes Ersuchen Beratende Dienste zu leisten; 

 12. ersucht den Generalsekretär, die Regierungen zu bit-
ten, Vorschläge für eine klarere rechtliche Definition des Söld-
nerbegriffs vorzulegen, und ersucht in dieser Hinsicht die Hohe 
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, 
Sachverständigentagungen einzuberufen, wie schon in früheren 
Resolutionen der Generalversammlung erbeten, mit dem Auf-
trag, die in Kraft befindlichen Bestimmungen des Völkerrechts 
zu analysieren und zu aktualisieren und Empfehlungen für eine 
klarere rechtliche Definition des Söldnerbegriffs abzugeben, 
die eine effizientere Verhütung und Bestrafung von Söldnerak-
tivitäten zuließe; 

 13. ersucht den Sonderberichterstatter, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung einen Bericht 
mit konkreten Empfehlungen vorzulegen, der seine Erkenntnis-
se in Bezug auf den Einsatz von Söldnern zur Untergrabung 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker enthält; 

 14. beschließt, auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung unter 
dem Tagesordnungspunkt "Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker" die Frage des Einsatzes von Söldnern als Mittel zur Ver-
letzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Aus-
übung des Selbstbestimmungsrechts der Völker zu behandeln. 

RESOLUTION 54/152 

Auf der 83. Plenarsitzung am 17. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten Ab-
stimmung mit 156 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und einer Enthaltung216 verab-
schiedet, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/604) 

54/152. Das Recht des palästinensischen Volkes auf 
Selbstbestimmung 

 Die Generalversammlung, 

 im Bewusstsein dessen, dass die Entwicklung freundschaft-
licher, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechti-
gung und der Selbstbestimmung der Völker beruhender Bezie-
hungen zwischen den Nationen zu den Zielen und Grundsätzen 
der Vereinten Nationen gehört, die in ihrer Charta festgelegt 
sind, 

 
216 Einzelheiten siehe Anhang II. 
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 unter Hinweis auf die Internationalen Menschenrechtspak-
te217, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte218, die Er-
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 
Länder und Völker219 sowie die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 auf der Weltkonferenz 
über Menschenrechte verabschiedet wurden220, 

 sowie unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünf-
zigsten Jahrestags der Vereinten Nationen221, 

 mit dem Ausdruck ihrer Hoffnung, dass in dem Friedens-
prozess und bei der Herbeiführung einer endgültigen Regelung 
zwischen der palästinensischen und der israelischen Seite bis 
zu dem vereinbarten Termin im September 2000 rasche Fort-
schritte erzielt werden, 

 in Bekräftigung des Rechts aller Staaten der Region, in 
Frieden innerhalb sicherer und international anerkannter Gren-
zen zu leben, 

 1. bekräftigt das Recht des palästinensischen Volkes auf 
Selbstbestimmung, einschließlich der Möglichkeit der Schaf-
fung eines eigenen Staates; 

 2. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, dass das palästi-
nensische Volk im Rahmen des derzeitigen Friedensprozesses 
sein Recht auf Selbstbestimmung, das keinem Veto unterliegt, 
bald ausüben wird; 

 3. fordert alle Staaten sowie die Sonderorganisationen 
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen nach-
drücklich auf, das palästinensische Volk in seinem Streben 
nach Selbstbestimmung auch weiterhin zu unterstützen und ihm 
dabei Hilfe zu gewähren. 

RESOLUTION 54/153 

Auf der 83. Plenarsitzung am 17. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/603) 

54/153. Maßnahmen zur Bekämpfung heutiger Formen 
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/133 vom 9. Dezember 
1998 und Kenntnis nehmend von der Resolution 1999/78 der 
Menschenrechtskommission vom 28. April 1999222, 

 betonend, dass in der Erklärung und dem Aktionsprogramm 
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über 
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Menschenrechte verabschiedet wurden223, der Beseitigung des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlich-
keit und anderer Formen der Intoleranz Bedeutung beigemes-
sen wird, 

 überzeugt, dass der Rassismus, eines der Ausgrenzungsphä-
nomene, von denen zahlreiche Gesellschaften heimgesucht 
werden, nur durch entschlossenes Handeln und Zusammenar-
beit beseitigt werden kann, 

 nach Prüfung des Berichts des Sonderberichterstatters der 
Menschenrechtskommission über heutige Formen des Rassis-
mus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz224 sowie der darin ent-
haltenen Schlussfolgerungen und Empfehlungen, 

 tief besorgt darüber, dass Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende In-
toleranz sowie Gewaltakte trotz unausgesetzter Bemühungen 
nicht nur weiter bestehen, sondern sogar noch zunehmen und 
dabei unaufhörlich neue Formen annehmen, wozu auch die 
Tendenz gehört, eine Politik zu verfolgen, die sich auf rassi-
sche, religiöse, ethnische, kulturelle und nationale Überlegen-
heit oder Exklusivität gründet, 

 sowie tief besorgt darüber, dass die Verfechter von Rassis-
mus und Rassendiskriminierung die neuen Kommunikations-
technologien, namentlich das Internet, missbrauchen, um ihre 
abscheulichen Ansichten zu verbreiten, 

 feststellend, dass der Einsatz dieser Technologien auch zur 
Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitra-
gen kann, 

 sich dessen bewusst, dass ein grundlegender Unterschied 
besteht zwischen Rassismus und Rassendiskriminierung, die 
zur staatlichen Politik erhoben wurden oder die sich aus einer 
offiziellen Doktrin der rassischen Überlegenheit oder Exklusi-
vität ableiten, und anderen Erscheinungsformen des Rassismus, 
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz, die in Teilen zahlreicher 
Gesellschaften immer häufiger zutage treten, von Einzelperso-
nen oder Gruppen begangen werden und sich zum Teil gegen 
Wanderarbeitnehmer und ihre Angehörigen richten, 

 in dieser Hinsicht erneut erklärend, dass es Aufgabe der 
Regierungen ist, die Rechte von Personen, die in ihrem Ho-
heitsgebiet wohnhaft sind, zu gewährleisten und sie vor von 
Einzelnen oder Gruppen begangenen rassistischen oder frem-
denfeindlichen strafbaren Handlungen zu schützen, 

 in Anerkennung der mit der Bekämpfung von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz in einer zunehmend globalisier-
ten Welt verbundenen Herausforderungen wie auch Chancen, 
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